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Editorial  

Wir begrüßen Sie herzlich zur ersten 

Ausgabe unseres „IFRS-Bulletins“ im 

Jahr 2020, mit dem wir Sie über ak-

tuelle und bedeutsame Entwicklun-

gen zu den IFRS informieren wollen. 

Neben der aktuellsten Agenda Ent-

scheidung aus dem IFRS IC November 

Meeting stellen wir Ihnen die im ver-

gangenen Quartal veröffentlichten 

common enforcement priorities der 

ESMA für das nachfolgende Kalender-

jahr 2020, betreffend Abschlüsse aus 

dem Kalenderjahr 2019 vor. Ebenso 

werden die nationalen DPR Prüfungs-

schwerpunkte 2020 dargestellt. Wei-

terhin werden neben den Änderungen 

an IFRS 9 auch die Vorschläge zur 

Überarbeitung von IAS 1 dargestellt. 

Wir wollen darüber hinaus einen kur-

zen Überblick über die Aktivitäten 

von DRSC und IDW sowie auf europäi-

scher Ebene von der EFRAG geben 

und Sie über die veröffentlichten 

Stellungnahmen informieren. 

Im aktuellen Blickpunktthema be-

schäftigen wir uns mit Fehlerfeststel-

lung im Enforcement-Verfahren auf 

Basis des Urteils des OLG Frankfurt 

a.M. vom 04.02.2019 (WpÜG 3/16, 

WpÜG 4/16). Unsere Fachmitarbeiter 

der Accounting Advisory Group der 

BDO stehen Ihnen für weitere Aus-

künfte gerne zur Verfügung und bera-

ten Sie in allen weiteren Fragen zu 

Themen rund um die Rechnungsle-

gung. 
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1. ENDORSEMENT STATUS  

1.1. Übernahmen in EU-Recht 

Nachfolgende Neuerungen wurden in Q4/2019 in 

EU-Recht übernommen (EU-Anwendungszeitpunkt 

für alle Änderungen: 01.01.2020): 

• Änderungen an IAS 1 und IAS 8 – Definition 

von „wesentlich“; 

• Änderungen der Verweise auf das Rahmen-

konzept in den IFRS Standards.  

1.2. Ausstehende Übernahmen 

Das endorsement der nachfolgenden Standards 

sowie Änderungen an IFRS steht noch aus (erwar-

tetes EU-Übernahmedatum jeweils in Klammern; 

Stand: 07.01.2020): 

Standards: 

• IFRS 17 Insurance Contracts (endorsement: 

noch offen). 

Änderungen an IFRS: 

• Änderungen an IFRS 9, IAS 39 und IFRS 7 Inte-

rest Rate Benchmark Reform (Januar 2020) 

• IFRS 3 Definition of a Business (Q1/2020) 

2. EUROPÄISCHES ENFORCEMENT 

2.1. ESMA Prüfungsschwerpunkte 

Die europäische Wertpapier- und Marktaufsichts-

behörde (ESMA) gab am 22.10.2019 ihre Prü-

fungsschwerpunkte (common enforcement priori-

ties) für das nachfolgende Kalenderjahr 2020, 

betreffend Abschlüsse aus dem Kalenderjahr 

2019, bekannt.  

Die ESMA-Schwerpunkte ergänzen – wie in den 

Vorjahren - die durch die nationalen Enforcer (in 

Deutschland durch die DPR) gesetzten Schwer-

punkte und sind für den Bilanzersteller daher von 

gleicher Relevanz wie die national spezifischen 

Prüfungsschwerpunkte.  

Die Schwerpunkte der ESMA sind:  

• Spezifische Fragen im Zusammenhang mit der 

Anwendung von IFRS 16 „Leasingverhält-

nisse“; 

• Fortsetzung zu spezifischen Fragen im Zusam-

menhang mit der Anwendung von IFRS 9 „Fi-

nanzinstrumente“ für Kreditinstitute (credit 

institutions) und IFRS 15 „Erlöse aus Verträ-

gen mit Kunden“ für Industrieunternehmen 

(corporate issuers); 

• Spezifische Fragen im Zusammenhang mit der 

Anwendung von IAS 12 „Ertragsteuern“ (inkl. 

der Anwendung von IFRIC 23 „Unsicherheit 

bzgl. der ertragsteuerlichen Behandlung“) 

• Auswirkungen des Übergangs von einem einzi-

gen Leitzinssatz (bisher IBOR) auf einen Nach-

folger (sog. IBOR Reform); 

• Veröffentlichung von nichtfinanziellen Infor-

mationen; 

• Berichterstattung über alternative Leistungs-

kennziffern; 

• Vorbereitung auf das einheitliche elektroni-

sche Format für Jahresfinanzberichte (ESEF); 

• Mögliche Auswirkungen verschiedener Brexit-

Szenarien: Hierbei insbesondere die Darstel-

lung der Involvierung und der Abhängigkeit 

des Geschäftsmodells von bzw. in UK, nicht 

„ob der Brexit kommt oder nicht“. 

2.2. DPR Prüfungsschwerpunkte 2020 

Die Deutsche Prüfstelle für Rechnungslegung e.V. 

(DPR) veröffentlichte am 18.11.2019 ihre Prü-

fungsschwerpunkte 2020, betreffend Abschlüsse 

aus dem Kalenderjahr 2019. Neben den nationa-

len Schwerpunkten sind auch die gemeinsamen 

europäischen Enforcement-Schwerpunkte aufge-

führt. Die DPR-Schwerpunkte 2020 sind: 

1. Wertminderungstest beim Geschäfts- oder Fir-

menwert sowie bei immateriellen Vermögens-

werten mit unbestimmter Nutzungsdauer, 

insb. Marken (IAS 36): 

• Bestimmung der sachgerechten Ebene des 

Wertminderungstests (Segmentgrenzen IAS 

36.80 (b), zahlungsmittelgenerierende Ein-

heit (ZGE) statt einzelnen Vermögenswert 

IAS 36.22; IAS 36.66); 

• Ermittlung des Nutzungswerts mit Hilfe 

plausibler Annahmen und unter Berück-

sichtigung des speziellen Risikos des Ver-

mögenswerts bzw. der ZGE (IAS 36.30 ff.; 

IAS 36.A17 (a)); 

• Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts 

abzüglich der Kosten der Veräußerung aus 

der Perspektive eines unabhängigen Markt-

teilnehmers (IFRS 13.22) und unter Beach-

tung der Fair-Value-Hierarchie (IFRS 13.72 

ff.); ggf. Erfordernis einer Kalibrierung der 
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Inputparameter anhand des Transaktions-

preises beim erstmaligen Ansatz (IFRS 

13.64); 

• Auswirkungen von IFRS 16 auf den Wert-

minderungstest beim Geschäfts- oder Fir-

menwert. 

2. Konzernlagebericht: 

• Darstellung der Auswirkungen von IFRS 16 

auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage (§ 315 Abs. 1 S. 1 HGB); 

• Darstellung und Berechnung von bedeut-

samsten Leistungsindikatoren unter Be-

rücksichtigung der Erstanwendung von 

IFRS 16, insbesondere Bereinigung von Ef-

fekten bei alternativen Leistungskennzif-

fern, Anfertigung einer Überleitungsrech-

nung zur Konzern-Gewinn- und Verlust-

rechnung (§ 315 Abs. 1 S.2 und 3 HGB). 

3. AKTIVITÄTEN VON DRSC UND IDW 

3.1. DRSC-Stellungnahme zum ED/2019/5  

Das Deutsche Rechnungslegung Standards Com-

mittee e.V. (DRSC) hat seine Stellungnahme zum 

ED/2019/5 „Deferred Tax Related to Assets and 

Liabilities Arising from a Single Transaction“ mit 

Änderungen an IAS 12 am 25.10.2019 veröffent-

licht. Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen 

eine Ausnahme zur initial recognition exemp-

tion, die insbesondere für IFRS 16 Relevanz 

zeigt. Das DRSC unterstützt den Vorschlag, wo-

nach Transaktionen, in denen beim erstmaligen 

Ansatz sowohl abzugsfähige als auch zu versteu-

ernde temporäre Differenzen in gleicher Höhe 

entstehen, nicht unter die Ausnahmeregelung 

zum Ansatz latenter Steuern (sog. initial recogni-

tion exemption) fallen sollen. Die vorgeschla-

gene Begrenzung der Höhe passiver latenter 

Steuern beim erstmaligen Ansatz auf die Höhe 

der aktiven latenten Steuern aus derselben 

Transaktion (IAS 12.22A) sei aber noch klarstel-

lungsbedürftig. 

3.2. DRSC-Stellungnahme zu ED/2019/6 

Mit Stellungnahme vom 22.11.2019 unterstützt 

das DRSC grundsätzlich die vorgeschlagenen Än-

derungen durch ED/2019/6. Die Vorschläge des 

IASB betreffen IAS 1 und sehen vor die wesentli-

chen und nicht bedeutenden Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden offenzulegen. Das DRSC 

geht jedoch nicht davon aus, dass durch eine Er-

setzung der Verpflichtung zur Angabe der „maß-

geblichen“ Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den durch eine Verpflichtung zur Angabe der 

„wesentlichen“ Methoden das eigentliche Ziel 

des IASB erreicht wird. Demnach soll nach An-

sicht des DRSC vielmehr zwischen relevanten An-

gaben für den Abschlussadressaten und solchen 

Angaben ohne Informationswert abgegrenzt wer-

den.  

3.3. DRSC-Stellungnahme zu Agenda Decisions 

aus September 2019 

Das DRSC hat am 11.11.2019 zu den sog. Agenda 

Decisions des IFRS IC aus der September Sitzung 

Stellung genommen. Darin stimmt das DRSC allen 

vorläufigen Agenda-Entscheidungen der Sitzung 

vom September 2019 zu. Zu einer vorläufigen 

(IFRS 16) sowie zu einer endgültigen Entschei-

dung (IFRS 15) gab es jedoch Anmerkungen.  

• IFRS 16 – Definition of a Lease—Shipping 

Contract: In dem Fall geht es um die Ausle-

gung des „customer’s right of use” und wel-

che Entscheidungen dieser treffen kann. Es 

sollte deutlich hervorgehoben werden, dass 

mit Bezug auf „all relevant decisions“ der 

Begriff „relevant“ bedeutet, den wirtschaft-

lichen Nutzen aus der Nutzung zu beeinflus-

sen. 

• IFRS 15 - Compensation for Delays or Cancel-

lations: Das DRSC hat weiterhin Bedenken, 

dass die Folgefrage der Bilanzierung von Aus-

gleichszahlungen, die den Transaktionspreis 

überschreiten, nicht geklärt ist.  

3.4. DRSC-Stellungnahme zum EFRAG-Diskus-

sionspapier zu IAS 19  

EFRAG hatte am 15.06.2019 ein Diskussionspapier 

zu IAS 19 „Accounting for Pension Plans with an 

Asset-Return Promise“ veröffentlicht, welches 

drei Alternativen für die Bilanzierung von Pensi-

onsplänen vorschlägt, bei denen der höhere Wert 

aus der Rendite eines bestimmten Vermögens-

werts oder einer Gruppe von Vermögenswerten 

und einer garantierten Mindestrendite zugesagt 

wird. Die andiskutierten Alternativen sind:  

• gedeckelter Vermögenswertrenditeansatz 

(capped asset return); 

• Ansatz auf Grundlage des fair value; 

• Erfüllungswertansatz (fulfilment value). 
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Das DRSC hat sich in seiner Stellungnahme vom 

14.11.2019 für die erste Alternative ausgespro-

chen. Allerdings sei die Anwendbarkeit im deut-

schen Rechtsraum gering. Weitere Einzelfalllö-

sungen sind nach Ansicht des DRSC jedoch nicht 

hilfreich, vielmehr bedürfe es dann einer grund-

legenden Überarbeitung des IAS 19. 

3.5. IDW und WPK-Stellungnahmen zum ESEF-

Referentenentwurf 

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) äußerte 

sich mit Stellungnahme vom 15.10.2019 kritisch 

zum gemeinsamen Entwurf des Bundesjustiz- und 

des Bundesfinanzministeriums für ein „Gesetz 

zur weiteren Umsetzung der Transparenzrichtli-

nie-Änderungsrichtlinie im Hinblick auf ein ein-

heitliches elektronisches Format für Jahresfi-

nanzberichte“ (ESEF). Eine Umsetzung des Ent-

wurfs in der vorgelegten Fassung würde in grund-

legende handels- und gesellschaftsrechtliche 

Pflichten eingreifen und sowohl für die betroffe-

nen Unternehmen und deren Organe selbst als 

auch für die jeweiligen Abschlussprüfer eine Viel-

zahl offener Fragen hervorrufen. 

Auch die Wirtschaftsprüferkammer (WPK) hat in 

ihrem Schreiben vom 15.10.2019 Kritik geäußert, 

wonach der Referentenentwurf einen Paradig-

menwechsel darstelle, da die Anforderungen für 

das Offenlegungsformat der nach dem WpHG zu 

veröffentlichenden Jahresfinanzberichte bereits 

für die Aufstellung handelsrechtlicher Abschlüsse 

und Lageberichte vorgeschrieben werden sollen 

und erhebliche Belastungen für alle Beteiligten 

bedeute.  

3.6. IDW-Stellungnahme zu ED/2019/4 

Mit den vorgeschlagenen Änderungen an IFRS 17 

sollen einige Erleichterungen implementiert wer-

den. U.a. soll der Erstanwendungszeitpunkt um 

ein Jahr auf den 1. Januar 2022 verschoben wer-

den. Entsprechend soll die für Versicherungsun-

ternehmen unter bestimmten Voraussetzungen 

geltende Frist zur (Erst-)Anwendung des IFRS 9 

auch verlängert werden. Das IDW begrüßt mit 

seiner am 11.10.2019 veröffentlichten Stellung-

nahme grundsätzlich die Initiative des IASB, die 

Kosten der Implementierung von IFRS 17 zu sen-

ken und die Entscheidungsrelevanz der Informati-

onen für Investoren zu erhöhen. Das IDW unter-

stützt ein möglichst zeitnahes endorsement des 

IFRS 17, damit die deutschen Versicherungsun-

ternehmen die Möglichkeit haben, den neuen 

Standard für Berichtsperioden anzuwenden, die 

am 01.01.2022 beginnen. 

Bei einigen Änderungen sieht des IDW jedoch 

noch Klarstellungs- bzw. Nachbesserungsbedarf. 

So verweist das IDW u.a. auf die vom IASB nicht 

übernommene Forderung der Versicherungsbran-

che, auf die Bildung von sog. annual cohorts bei 

der Aggregation von Versicherungsverträgen zu 

verzichten (IFRS 17. BC173 ff). Das IDW regt da-

her (nochmals) an, die Zulässigkeit anderer Me-

thoden klarzustellen und die Entwicklung eines 

prinzipienbasierten Ansatzes zu prüfen. 

3.7. IDW: Modulentwürfe zu IFRS 16,  

IFRS 9 und IFRS 1 

Das IDW veröffentlichte in Q4/2019 mehrere Mo-

dulentwürfe. Nachfolgend ein Überblick der Ent-

würfe zur IDW-IFRS-Modulverlautbarung RS HFA 

50 (Veröffentlichung in Klammern):  

• IFRS 1-M1: Übergang von einem kombinierten 

Abschluss auf einen IFRS-Konzernabschluss 

für einen Geschäftsbereich aufgrund eines 

geplanten Börsengangs unter Anwendung der 

extraction method (02.12.2019) 

• IFRS 16-M1: Bilanzierung von Erbbaurechts-

verträgen nach deutschem Recht 

(27.11.2019) 

• IFRS 16-M2: Bilanzierung von Vereinbarungen 

zur Überlassung von Firmenwagen an Arbeit-

nehmer (27.11.2019) 

• IFRS 16-M3: Bilanzierung von Mieterdarlehen 

aus Immobilienleasingverträgen (27.11.2019) 

• IFRS 9-M2: Vereinbarkeit des Geschäftsmo-

dells „Halten“ i.S. von IFRS 9 mit dem Ver-

kauf von Forderungen im Rahmen von Facto-

ring-Vereinbarungen (07.11.2019) 

• IFRS 9-M3: Beurteilung der Zahlungsstrombe-

dingung bei unterschiedlichen Zugangszeit-

punkten von Finanzinstrumenten mit identi-

schen Vertragsbedingungen (07.11.2019) 

Die Entwürfe stehen auf der Homepage des IDW 

zum Download in der Rubrik "IDW Verlautbarun-

gen", "Entwürfe" bereit.  
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4. AKTIVITÄTEN DES IASB/ IFRS IC 

4.1. IASB veröffentlicht „Interest Rate Bench-

mark Reform“  

Mit der geplanten Streichung der Interbank Offe-

red Rates (IBOR) als Benchmark-Zinssatz ab 2021 

werden sich insbesondere für die bilanzielle Ab-

bildung von Sicherungsbeziehungen (Hedge Ac-

counting) nach IFRS Auswirkungen aufgrund der 

betroffenen Zinskomponente ergeben. Da aktuell 

noch unklar ist, welche Zinssätze als neue Bench-

mark-Zinssätze gelten sollen und zu welchem 

Zeitpunkt, hat der IASB am 26.09.2019 Änderun-

gen an IFRS 9, IAS 39 und IFRS 7 (Interest Rate 

Benchmark Reform) als Reaktion auf die beste-

hende Unsicherheit veröffentlicht. Die vorge-

schlagenen Änderungen betreffen ausgewählte 

Hedge Accounting-Vorschriften und sollen ge-

währleisten, bestehende Hedge Accounting Be-

ziehungen fortzuführen. Die entsprechend aufge-

führten Änderungen sind erst ab dem 1. Januar 

2020 anzuwenden, jedoch ist auch eine vorzei-

tige Anwendung der Änderungen zulässig (ein en-

dorsement vorausgesetzt). 

4.2. IASB veröffentlicht ED/2019/7  

Der IASB veröffentlichte am 17.12.2019 den Ent-

wurf eines neuen Standards „General Presenta-

tion and Disclosures“, der den bisherigen IAS 1 

ersetzen soll. Stellungnahmen können bis zum 

30.06.2020 eingereicht werden. 

Die betreffenden Vorschriften des IAS 1 sollen 

mit begrenzten Formulierungsänderungen in den 

neuen Standard übernommen werden, andere 

weitere Vorschriften sollen u.a. in IAS 8, IFRS 12 

und IFRS 7 transferiert werden. IAS 8 soll über-

dies umbenannt werden in Basis of Preparation, 

Accounting Policies, Changes in Accounting Esti-

mates and Errors. Die Änderungsvorschläge: 

• Angabe von zusätzlichen Zwischensummen 

sowie Einführung von verbindlichen Katego-

rien in der Gewinn- und Verlustrechnung: Die 

Bildung von Kategorien (operating, investing, 

financing) mit verpflichtender Angabe von 

Zwischensummen soll eine bessere Vergleich-

barkeit ermöglichen, da alle Unternehmen 

eine Zwischensumme des Betriebsergebnisses 

abbilden müssen. 

• Einführung von Grundsätzen und Leitlinien 

bzgl. der (Dis)Aggregation von Abschlusspos-

ten im Abschluss. So soll u.a. eine neue Defi-

nition ungewöhnlicher (unusal) Erträge und 

Aufwendungen eingeführt werden, die sepa-

rat im Anhang zu erläutern wären (requiring 

all entities to disclose unusual income and 

expenses in a single note).  

• Definition sowie Leitlinien zur Angabe und 

Erläuterung von sog. Management Perfor-

mance Measures im Anhang.  

• Gezielte Verbesserungen der Kapitalfluss-

rechnung (insbesondere Aufhebung von Wahl-

rechten bzgl. der Klassifizierung bestimmter 

Zahlungsströme in der Kapitalflussrechnung).  

4.3. Entscheidung des IFRS IC in Q4/2019 

Norm Kurzbeschreibung Monat 

IFRS 16 Im Falle beidseitiger Kündi-

gungsoptionen ist der Begriff 

penalty i.S.d. IFRS 16.B34 

weit auszulegen. Damit sind 

wirtschaftliche Anreize, ein 

Leasingverhältnis nicht zu 

kündigen, bei der Bestimmung 

von dessen Laufzeit zu be-

rücksichtigen und nicht nur 

vertraglich vereinbarte Straf-

zahlungen. 

Nov. 

 

5. AKTIVITÄTEN AUF EUROPÄISCHER 

EBENE 

5.1. EFRAG-Stellungnahme zu IBOR-Änderun-

gen 

Die European Financial Reporting Advisory Group 

(EFRAG) veröffentlichte eine endgültige Über-

nahmeempfehlung in Bezug auf die im Septem-

ber 2019 veröffentlichten Änderungen an IFRS 9, 

IAS 39 und IFRS 7. EFRAG empfiehlt ihre Über-

nahme für die Anwendung in Europa. Aktuell gibt 

EFRAG folgenden Hinwies auf der Homepage: 

„Almost all formalities for endorsement have 

been completed. Without pre-empting the final 

adoption procedures, the amendments could be 

adopted by mid-January followed by publication 

in the Official Journal.” 
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5.2. Finale EFRAG-Stellungnahme zu 

ED/2019/6 

In der am 12.12.2019 veröffentlichten Stellung-

nahme unterstützt die EFRAG den Vorschlag, den 

unbestimmten Verweis auf "significance" durch 

das definierte Konzept (defined concept) der 

"materiality" zu ersetzen. 

Mit Bezug auf das IFRS Practice Statement 2 sei 

jedoch klarzustellen, dass ein Unternehmen bei 

der Anwendung des Grundsatzes der Wesentlich-

keit auch die Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden berücksichtigen muss, die für das Ver-

ständnis seines Abschlusses als Ganzes relevant 

sind. Weiterhin sieht EFRAG einen möglichen Wi-

derspruch der vorgeschlagenen Leitlinien zu den 

bestehenden Offenlegungspflichten in IAS 8 bei 

der Wahl und Änderung von Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden. Wenn sich eine Änderung 

einer Bilanzierungs- und Bewertungsmethode auf 

Transaktionen oder Ereignisse bezieht, die für 

die aktuelle Periode nicht wesentlich sind, aber 

voraussichtlich in zukünftigen Perioden wesentli-

che Auswirkungen haben werden, ist nach An-

sicht von EFRAG unklar, ob die Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethode für die aktuelle Periode ge-

mäß den Vorschlägen im Entwurf als unwesent-

lich anzusehen wäre. 

5.3. EFRAG-Stellungnahme zu ED/2019/5 

In der Stellungnahme vom 14.11.2019 äußerte 

sich die EFRAG positiv zum Entwurf ED/2019/5 

mit Änderungen an IAS 12 zur initial recognition 

exemption. Die Bedenken von EFRAG sind jedoch 

u.a.: 

• Die Ansatzobergrenze „recognition cap“ in IAS 

12.22A(b) für eine latente Steuerschuld und 

die Auswirkungen in den Folgeperioden; 

• Der scope ist weiter als nur auf Mietverträge 

(leases) und Stilllegungsverpflichtungen (de-

comissioning obligations) anzusehen; 

• Eine Möglichkeit nach EFRAG sei es, wenn das 

IASB die Anwendung der Vorschläge nur auf 

Leasingtransaktionen in Betracht ziehe. 

6. BLICKPUNKT: DER OBJEKTIVE FEH-

LERBEGRIFF – EINE DEUTSCHE IN-

TERPRETATION DER IFRS?* 

6.1. Ausgangspunkt 

Das OLG Frankfurt/M. (OLG) hat mit Beschluss 

vom 04.02.2019 die Voraussetzungen einer Feh-

lerfeststellung im Enforcement-Verfahren kon-

kretisiert. Es ist dabei zu dem Schluss gekom-

men, dass in Fällen unklarer Vorschriften, unbe-

stimmter Rechtsbegriffe und Regelungslücken die 

BaFin als zuständige Enforcement-Stelle die Aus-

legung und Rechtsanwendung eines Unterneh-

mens auch dann als fehlerhaft i.S.d. § 109 Abs. 1 

WpHG feststellen kann, wenn das Unternehmen 

mit auslegungsbedürftigen Vorschriften konfron-

tiert ist und die Auslegung des Unternehmens 

nachvollziehbar und vertretbar ist. 

6.2. Relevanter Sachverhalt des Verfahrens 

Das berichtspflichtige Unternehmen hat in sei-

nem IFRS-Konzernabschluss ein Tochterunterneh-

men, an dem es nicht zu 100% beteiligt ist. Das 

Tochterunternehmen hat Anteile an einem Ein-

zelunternehmen erworben. Der daraus resultie-

rende Goodwill wurde im Konzernabschluss quo-

tal angesetzt. Die vom Unternehmen vorgenom-

mene Bilanzierung war bzw. ist strittig. In der Li-

teratur ist keine herrschende Meinung erkennbar. 

Im Wege des Enforcement-Verfahrens wurde die-

ses Vorgehen beanstandet und als Fehlerfeststel-

lung von der BaFin veröffentlicht. Das berichts-

pflichtige Unternehmen legte hiergegen Be-

schwerde vor dem OLG Frankfurt ein. Dieser Be-

schwerde wurde stattgegeben und die Fehlerver-

öffentlichung musste revidiert werden. Entschei-

dend für das Urteil des OLG Frankfurt war, dass 

es sich zwar um einen quantitativ wesentlichen 

Fehler (hier: Höhe der Differenz aus dem quota-

len und vollen Goodwill), nicht aber um einen 

qualitativ wesentlichen Fehler handelte. Die qua-

litative Unwesentlichkeit wurde damit begrün-

det, dass die Zielsetzung des Enforcement-Ver-

fahrens, nämlich die Verlässlichkeit von Konzern- 

bzw. Unternehmensabschlüssen und -berichten 

kapitalmarktorientierter Unternehmen durch 

Aufdeckung und präventive Verhinderung von Un-

regelmäßigkeiten zu verbessern und so das Ver-

trauen der Anleger in den Kapitalmarkt wieder-

herzustellen und nachhaltig zu stärken, durch 
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eine Fehlerveröffentlichung nicht erreicht wer-

den würde.  

Daher gibt es eine Einschränkung der Reichweite 

des Urteils ausdrücklich auf die Fehlerfeststel-

lung im Enforcement-Verfahren. 

Das OLG Frankfurt nahm das Verfahren zum An-

lass den Fehlerbegriff in einem Obiter Dictum 

(„nebenbei Gesagtem“) zu diskutieren. Zusam-

mengefasst hält das OLG fest, dass in Fällen un-

klarer Vorschriften, unbestimmter Rechtsbegriffe 

und Regelungslücken die BaFin als zuständige En-

forcement-Stelle unabhängig von den subjektiven 

Beweggründen des Bilanzierenden entscheiden 

kann, ob das Vorgehen des Bilanzierenden richtig 

oder falsch ist. Hierbei greift der sogenannte ob-

jektive Fehlerbegriff, welcher aufgrund des 

Gleichheitssatzes (Art. 20 Abs. 3 und Art. 28 Abs. 

1 S. 1 GG) geschaffen wurde und bislang bereits 

im Steuerrecht Anwendung fand. Die Konsequenz 

hierbei ist, dass es stets nur eine richtige Vorge-

hensweise, nämlich die von der BaFin entschie-

dene, geben kann.  

6.3. Kritische Auseinandersetzung  

Das OLG hatte zwei Möglichkeiten, sich mit dem 

Fehlerbegriff im Kontext unbestimmter oder lü-

ckenhafter IFRS-Regelungen zu befassen: 

• Es hätte sich primär mit der Fehlerkonzeption 

der IFRS befassen und fragen können, ob es 

danach bei unbestimmten Regelungen immer 

nur eine richtige Lösung geben kann oder 

auch zwei oder mehr. 

• Es konnte stattdessen auch die deutsche 

Rechtslehre und Rechtsprechungstradition zur 

gerichtlichen Überprüfung von Verwaltungs-

handeln zum Ausgangspunkt nehmen. 

Wie dargestellt wählte das OLG das zweite Ver-

fahren, nämlich die Abstellung auf den national 

geprägten objektiven Fehlerbegriff, welcher im 

europäischen Vergleich eine Sonderstellung ein-

nimmt.  

Innerhalb der IFRS wird der Fehlerbegriff im IAS 

8.5 definiert. IAS 8.5 enthält zwar nur eine Defi-

nition des „Fehlers aus früheren Perioden“; da 

sich bis auf das zeitliche Moment der Fehler der 

gegenwärtigen Periode hiervon logisch nicht un-

terscheiden kann, ergibt sich ein allgemeiner 

Fehlerbegriff. Fehler sind nach IAS 8.5, Weglas-

sungen oder Falschdarstellungen (misstatements) 

als Folge der Nicht- oder Falschanwendung von 

Informationen, die bei Freigabe des Abschlusses 

a) entweder schon verfügbar waren oder b) ver-

nünftigerweise hätten eingeholt werden und be-

rücksichtigt werden müssen. Abgestellt wird auf 

den Informationsstand und die Informationsverar-

beitung, die vernünftigerweise zum Zeitpunkt 

der Abschlussfreigabe hätte erwartet werden 

können. Unklarheiten auf der Normenebene und 

daraus resultierende uneinheitliche Bilanzie-

rungspraktiken werden häufig an den IFRS IC her-

angetragen. Sofern der IFRS IC diese Unklarheit 

für auflösbar befindet, reagiert er mit der Ent-

scheidung, das Thema nicht auf die Agenda zur 

Fortentwicklung der IFRS zu nehmen (sog. 

Agenda-Entscheidung oder zutreffender Agenda-

Rejection).  

Ein bisher abweichend bilanzierendes Unterneh-

men wird trotz der fehlenden Rechtsverbindlich-

keit der Agenda-Entscheidungen in dem nach der 

Veröffentlichung aufzustellenden Abschluss i.d.R. 

auf die geänderte Bilanzierung übergehen. Hier-

für will ED/2018/1 technische Erleichterungen 

schaffen. Dieser besagt kurzgesagt, dass ein Feh-

ler nur dann vorliegen kann, wenn dieser bereits 

im Zeitpunkt der Erstellung vorlag. Eine spätere 

Entscheidung durch das IFRS IC oder durch ein 

Gericht ist nicht maßgeblich. Bei in Praxis und 

Schrifttum kontrovers diskutierten Fällen bedeu-

tet dies, dass es mehrere vertretbare und damit 

fehlerfreie Bilanzierungen geben kann, es somit 

einen subjektiven Fehlerbegriff innerhalb der 

IFRS gibt. 

6.4. Folgerung 

Der Beschluss des OLG erklärt die Gültigkeit des 

objektiven Fehlerbegriffs, der bislang nur für das 

deutsche Steuerrecht Anwendung findet, für das 

Enforcement-Verfahren und die Bilanzierung 

nach IFRS. Die tragende Grundannahme, es gebe 

bei unbestimmten oder lückenhaften Regelungen 

immer nur eine richtige Auslegung und Bilanzie-

rung, fußt auf der deutschen Ermessenslehre, die 

innerhalb Europas eine Sonderrolle einnimmt. 

Das Ergebnis verträgt sich nicht mit dem subjek-

tiven Fehlerbegriff von IAS 8 und der Auffassung 

von IASB und IFRS IC, wonach in vielen Fällen 

mehr als eine Lösung zulässig ist und der Bilan-

zierer seine Auslegung anwendet. 

*Literaturhinweis: Angelehnt an Lüdenbach/Freiberg, DB 42/2019, S. 2305 ff. 
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Anlage – Überblick über die Projekte des IASB 

Maintenance  

Projects 

Nächster 

milestone 

Zeitpunkt 

2019 Comprehensive Re-

view of the IFRS for SMEs 

Standard 

Request for 

Information 

Jan 2020 

2020 Agenda Consultation Request for 

Information 

H2 2020 

Accounting Policies and 

Accounting Estimates  

(Amendments to IAS 8) 

IFRS Amend-

ment 

 

Accounting policy changes 

(Amendments to IAS 8) 

Decide  

Project  

Direction 

-  

Amendments to IFRS 17 

Insurance Contracts 

IFRS Amend-

ment 

 

Q2 2020 

Availability of a Refund 

(Amendments to IFRIC 14) 

IFRS Amend-

ment 

-  

Classification of Liabilities 

as Current or Non-current 

(Amendments to IAS 1) 

IFRS Amend-

ment 

 

Jan 2020 

Deferred tax related to 

assets and liabilities aris-

ing from single transac-

tion (Amendments to IAS 

12) 

ED Feedback  Mar 2020 

Disclosure Initiative – Ac-

counting Policies 

ED 

Feedback 

Feb 2020 

Disclosure Initiative – Tar-

geted Standards level Re-

view of Disclosures 

ED H2/2020 

Fees in the ‘10 per cent’ 

test for derecognition of 

Financial Liabilities 

(Amendments to IFRS 9) 

IFRS Amend-

ment 

Q2/2020 

IBOR Reform and its Ef-

fects on Financial Report-

ing – Phase 2 

ED Q2/2020 

Lease Incentives (Amend-

ment to IE 13 accompany-

ing IFRS 16) 

IFRS Amend-

ment 

Q2/2020 

Onerous Contracts – Cost 

of Fulfilling a Contract 

(Amendments to IAS 37) 

IFRS Amend-

ment 

Q2 2020 

Property, Plant and 

Equipment: Proceeds be-

fore Intended Use 

(Amendments to IAS 16) 

IFRS Amend-

ment 

Mar 2020 

 

Subsidiary as a First-time 

Adopter (IFRS 1) 

IFRS Amend-

ment 

Q2/2020 

Taxation in Fair Value 

Measurements (Amend-

ments to IAS 41)  

IFRS Amend-

ment 

Q2/2020 

Updating a Reference to 

the Conceptual Frame-

work (Amendments to 

IFRS 3) 

IFRS Amend-

ment 

Q2/2020 

Standard-Setting  

Projects 

Nächster 

milestone 

Zeitpunkt 

Management Commentary  ED H2/2020 

Rate-regulated Activities ED Q2 2020 

Primary Financial State-

ments 

ED  H2 2020 

Research  

Projects 

Nächster 

milestone 

Zeitpunkt 

Business Combinations 

under Common Control 

Discussion 

Paper 

Q2/2020 

Dynamic Risk Manage-

ment 

Core Model 

Outreach 

Q2/2020 

Extractive Activities Review Re-

search 

Q2/2020 

Financial Instruments 

with Characteristics of 

Equity 

Decide Pro-

ject Direc-

tion 

H2/2020 

Goodwill and Impairment Discussion 

Paper  

Feb 2020 

Lack of Exchangeability 

(Amendments to IAS 21) 

Work in Pro-

gress 

- 

Pension Benefits that De-

pend on Asset Returns 

Review Re-

search 

H2/2020 

Post-implementation Re-

view of IFRS 10, IFRS 11 

and IFRS 12 

Review Re-

search 

 Feb 2020 

Provisions Review Re-

search 

Jan 2020 

Subsidiaries that are SMEs Review Re-

search 

Jan 2020 

Other 

Projects 

Nächster 

milestone 

Zeitpunkt 

2020 Agenda Consultation Request for 

Information 

H2/2020 

Due Process Handbook 

Review 

ED Feedback - 

IFRS Taxonomy Update—

Interest Rate Benchmark 

Reform (Amendments to 

IFRS 9, IAS 39 and IFRS 7) 

Proposed 

Update 

Feedback 

- 
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